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530/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Dr. Stephanie Krisper,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.05.2020 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.05.2020 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 
5. März 1986 über die staatsanwalt-schaftlichen 
Behörden (Staatsanwaltschaftsgesetz - StAG) 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Bundesgesetz vom 5. März 1986 über die 
staatsanwaltschaftlichen Behörden 
(Staatsanwaltschaftsgesetz - StAG), BGBl. 
Nr. 164/1986, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 32/2018, wird wie folgt geändert: 

 

Hinweis der Parldion: richtiger- und vollständigerweise 
müsste dem zu ändernden Gesetzestest zusätzlich die 
Bezeichnung „§ 8. (1)“ vorangestellt werden  

§ 8 Abs. 1 StAG lautet:  

§ 8. (1) Die Staatsanwaltschaften haben über 
Strafsachen, an denen wegen der Bedeutung der 
aufzuklärenden Straftat oder der Funktion des 
Verdächtigen im öffentlichen Leben ein besonderes 
öffentliches Interesse besteht, oder in denen noch nicht 
hinreichend geklärte Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung zu beurteilen sind, von sich aus der jeweils 
übergeordneten Oberstaatsanwaltschaft zu berichten. 

 

„Die Staatsanwaltschaften haben über Strafsachen, 
in denen noch nicht hinreichend geklärte Rechtsfragen 
von grundsätzlicher Bedeutung zu beurteilen sind, von 
sich aus der jeweils übergeordneten 
Oberstaatsanwaltschaft zu berichten.“ 

§ 8. (1) Die Staatsanwaltschaften haben über 
Strafsachen, an denen wegen der Bedeutung der 
aufzuklärenden Straftat oder der Funktion des 
Verdächtigen im öffentlichen Leben ein besonderes 
öffentliches Interesse besteht, oder in denen noch nicht 
hinreichend geklärte Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung zu beurteilen sind, von sich aus der jeweils 
übergeordneten Oberstaatsanwaltschaft zu berichten. 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000842



